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Verkündet

am 27«_November 1959

RegoObersekretär
als Schriftf ührer

I m N e m e n d e e V o l k e s

In Sachen

des Arztes und Zehnerztes

Klöegers und Revieionsklägers,
Prozeßbevollmächtigter:

g e g e n

die Kessenzehnärztliche Vereinigung Niedersachsen,
Hannover, Andreeestreße ?„

Beklagte und Revisionsbeklegte,

Prozeßbevollmächtigter:

beigeleden: 1° Nessegzahnärztliche Bundesvereinigüng‚
Koln—L1ndenthel Universitätsstr„ 73‚

2„ Verband äer Aug estell uenwKrankenkesser

e V°a Hamburg 1‚ Steindemm 106,

hat der 6 59383 des Bundeesozielgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 27 November i959 en der
mitgewirkt haben

Senetspräsident Prof„ Dr° B o g s
als Vorsitzender?

die Bunäesriahter E.i c h t e r
und Dr° L e n grk e l t

sowie die Bundeseozialrichter Dr„ L e u t k e
unä Dr„ B o e'l e e n ,

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers weräen äas Urteil des
“Landeeeozielgerichts Niedersachsen vom 12° Dezember
1957‚ soweit es das Urteil des Sozielgeriohte Hennoe
ver Vom 35° Juni 1955 bestätigt hat, und das Urteil
d.ee Sozielgerichts Hannover vom 15 Juni 1955, SGWeit
es VDE LandesßoZialgericht meetätigt woröen ist, auf—
gehobenn

Eäe Bescheiäe des Prüfungseusecbueeee äer Beklagten
vom 13» Mai ?954 und des Beeohmeräeeusschusses der
Beklagten vom 19„ Oktober l954 veräen au.fgehoben‚ so—
weit in ihnen Abstriche von Leistungen nach Nr„ 63
Und 9b de$ Gebührenterifs des Ersetzkeseenvertreges
vorgenommen sind„

Die Bekle egte und die Beigeledenen haben äem Kläger
die außergerichtlichen Kosten des gesamten Rechte—
stre its zu erstatten„

Von Rechts wegenc
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Der Kläger ist Zahnarzt in Wi'lhelmsha'vena Er ist Mitglied der
beklagten.Käseenzahnärztlichen Vereinigung (KZY„) und an der

Ersatzkaeeenprgxis beteiligt„ Seine Tätigkeit für die Ersetzkasé

een regelte in dem hier in Betracht kommenden Zeitraum (1951 ;
l954) ein Vertrag, der Ende 1950 zwischen den Spitzenergenise—
tionen der Zahnärzte unä der Angestellten—Ereetzkaseen, nämlich

dem Verband der_Deuteohen Zahnärztlichen Berufevertretungen eevo

und dem Verband der Angestellten—Krenkenkeeeen e„V„I(VdAKO), ab—
geschlossen worden war {sage VdnKn—Vertrag)c Darin hatten die Ver—

trägepertner als "Richtlinien für die zahnärztliche Vértregetä—
tigkeit" naar vereinbart, äeß ”Art und Umfang äer zehnärztlichen
Verrichtungen sowie die Verordnung von.lrzneien „„‚ auf dee’ngt_

wendige Maß zu beschränken“ und_“jede mit_der Erreichung äes
angestrebten Heilerfolges zu vereinbarende Späreemkeit zu be_

obeohten“seL Umdie Einhaltung dieser Verpflichtungen zu über—
nechena wurden innerhalb der sznen der Länder Prüfunge— und

Beschwerdeeueschüsse gebildet, die bei Verstößen gegen die

.Notwendigkeit und Wirtschaftliehkeit der Behandlung berechtigt

und gegebenenfalls verpflichtet waren, Abstriche an den_Gebührene

foräerungen der Vertregezehnärzte vorzunehmeno '

Auf Grunä dieser Bestimmungen kürzten die Erüfungeinetenzen

der beklagten szu im Jahre 1952 die Rechnungen des Klägers

aus seiner Tätigkeit für die Ereetzkeseen im.gi_y;erjeljgpgijgäl_

um 30 v°He Während die hiergegen erhobene Klage noch vor dem

Sozialgericht (SG=) Hannover eehwehte‚ befeßte sich der Prü—

‘fungeausschuß (Ehe) der Beklagten unter Hinzuziehung von Ver—

tretern des VüAK„am 13;5„1954 mit einer weiteren, des 23äy3553el;
Äg££;jgjé.betreffenden Gebührenabrechnung des Klägers„ hie Prü—

fung dieser Abrechnung hatte — abgesehen von einer Berichtigung

der Gebührenansät2e des Klägers in mehreren namentlich bezeich—

neten Einzelfällen — folgendes Ergebnis:

“„„e Im übrigen wirä die Abrechnung bis auf die

...3...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Ziffern 6a v.nd 9b anerkannt, da diese Ziffern
weit überse+ zt sind Es werden EO Berechnungen
nach 6a und rO Berechnungen nach 9b gestrichen „„„”o

Bei den von PRO abgesetzten “30 Berechnungen nach 6a“ handelte

es sich um 30 Gebühren für die “Behandlung von Mundkra.nkbeiten
(eineohl des Abschleifens scha_ffer Zahnränder ) und Behandlung
empfindlichen Zahnbeins” (Ziffer 6a der Gebührenordnung A, An—

lage 1 des VdAK„—Vert_ragesj;diese Gebührhatte der Kläger _! bei
sa Bebaxidlungsfällen in 3„ Vierteljahr 1953 - insgesamt 94 mal
in Ansatz gebraobtu Die gestrichenen “?O Berechnungen nach 9b"

betrafen 30 Gebühren für “Bestrahlun€en mit lichttherapeutiscben

Apparaten“ (Ziffer 9b der genannten Gebührenordnung); die Ab—

rechnung. des Klägers enthielt diese Gebühr 40 mal ’

Den Einspruch des Klägers gegen den Beschluß des PA° wies der

Beschwerdeausscbuß (Bin) der Beklagten in der Sitzung vomil9c

30°1954 mit folgender Begründung zurück:

"°„° Der Abstricb des ?rüfungsausscbusses von der Zif—
fer 6a und 9b ist berechtigt, de der Ansatz-dieser
Le11stungen außergewöhnlich hoch ist„ Ein Nachweis
im einzelnen Falle ist nicht erford.erlicb (s° Vertrag
des VdAK„ @ 12 Abs„ 3)"

Daraufhin "erweiterte“ der Kläger seine ursprüngliche Klage

und beantragte‚_aucb die neuen Entscheidungen der Früfungsin—

stanzen aufzubeben, soweit darin Abstriche für die_Behandlung

von Mundkrankbéiten und für Bestrahlungen (Ziffern 6a und 9b der
Gebührenordnung} gemacht worden waren= Er begründete die Klage

_
vor allem damit, daß die Prüfungsinstanzen nicht berechtigt sei—

en9 ”Pausébalabstricbe“ an seinen Gebührenrecbnungen vorzuneh—

menü Auch wenn seine Bebandlungskcsten je Fall über denen der übe

rigen Yertragszabnärzté liegen sollten■was bestritten werde‚_müß—

te ihn im Ein2elfall nachgewiesen werden, daß er das Maß des zur

1reicbung des Heilerfolges Gebotenen überschritten habe„

Das SG wies die Klage ab, nachdem es die-“Klageerweiterung” als

sachdienlicbe Klagänderung zugele.ssen hatte= In Übereinstimmung

mit der beklagten KZV„ sah es die angefochtenen Beschlüsse als

.. ■r...
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Schiedsgutachterentscheidungen im Sinne der @@315 ff„ BGB an, hiel

jedoch _ entgegen der Ansicht der Beklagten
—

deh.Scäialrechtsweg

für gegeben5 weil diese Entscheidungen im Rahmen des öffentliche
rechtlichen Ersatzkassenvertrages“ergangen seienu In der SeChe

schloß sich des S“„ der Auffassung der Beklagten‘an‚ daß dem Ver—
tregszehnärzt nicht in jedem Einzelfall die fehlende Notwendigkeit
oder die Unwirtschaftlichkeit seiner Behandlung nachgewiesen zu
werden braucheu Die Prüfungsorgane müßten des Recht haben? bei der

Prüfung der zehnärztlibhen Behendlungsweise unter dem Gesichtspunkt
der Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit auf Erfahrungsregeln zu—

rückzugreifen‚ wie sie sich in Gestalt der durchschnittlichen ?all»
kostenzehlen darböten° Sie dürften sich jedoch nicht auf einen sche-

‘metischen‚Vergleich.dieser Zahlen mit denen des zu prüfenden Arztes
beschränken, sondern hätten auch die besonderen Verhältnisse des

Einselfalles zu berücksichtigen„ Bas sei im Falle des Klägers ge—

schehen‚ seine Klage sei daher unbegründet (Urteil vom 15„6„1955)„

Das Lendessczialgericht_(LSG=) hat auf die Berufung des Klägers die

Entscheidungen der Prüfungsinstenzen vom Jahre_i952 aufgehoben; im

übrigen? d=h° hinsichtlich der Beschlüsse vom 73„5„1954 und 19a10c

_19549 hat es die Klagebweisung durch des SG° bestätigt° Es hat in_

den angefochtenen ?rüfungsentscheidungen Verweitungsekte in Angele—

genheiten der Sozialversicherung gesehen und deswegen die Zulässig—

keit des Sozielrechtsweges bejehto Der Auffassung des Berufungshlä—

gers über die Gesetzwidrigkeit mehrerer Bestimmungen des VdAK„—Veru
trages ist es nicht gefolgt; insbesondere hat es die vertragliche

Beschränkung der zahnärztlichen Leistungen aui_des für die Heilung

von Zahnkrankheiten ”notwendige Maß", die Regelung des Prüfungsver—

fahrens (einschließlich der sog:. Zwischenbesprechung mit Vertretern

der Ersetzkessen) und die Abgrenzung des nach dem Vertrags an—
spructherechtigten ?ersonenkreises als unbedenklich angesehen° Heck

Auffassung des LSG„ sind den Prüfungsihstänzen auch keine Verfahrens

fehler unterlaufeh, aus denen sich die Rechtswidrigkeit der enge—

fochtenen Entscheidungen ergeben könnte° Die Prüfungsentscheidungen

aus dem Jahre 1952 genügten jedoch nicht den Anforderungen‚ die in

materieller Hinsicht an eine ordnungsmäßige Rechnungsprüfung gestell
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werden müßten°

‚Entgegen der Ansicht der Beklagten seien Prüfungsentscheidungen

keine reinen Ermessensentseheidungenq “Handlungsermessen” hätten

die Brüfungsinstanzen nach dem Ersatzkassenvertrag nur bei der
Bestimmung des Umfanges der H0norarabstricne,_nicht aber bei der
Beurteilung der Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit der Behand»

lungsweisea Um die Auslegung und Anwendung dieser unbestimmten

Rechtsbegriffe_gerichtlich nachprüfbar zu machen‚ habe die Ver?
Waltung den Sachverhalt eingehend zu ermitteln„ Dabei brauche

sie allerdings dem zu prüfenden Arzt die fehlende Notwendigkeit

oder Unwirtschafulichkeit_seiner Behandlung nicht im Einzelfall

nachzuweiseno Andererseits dürfe die Unwirtsohaftliehkeit der

Behandlung nicht allein aus einer Überschreitung der statisti—
schen ”Fallkostenmeßzahlen“ gefolgert werden; ein Vergleich der

durchechnittlichen Fellko$en könne zwar Anhaltspunkte für eine
unwirtschaftliche Behandlungsweise des Arztes liefern9 selbst

die “Wahrscheinlichkeit” vertragswidrigen Vérhaltens enthebe

die VerWaltung jedoch nicht der Verpflichtung, die individuellen

Verhältnisse des zu prüfenden Arztes
zu berücksichtigen° Js öf—

ter und je erheblicher im übrigen die Burchschnittszahlen-über-

schritten würden‚ desto geringere Anforderungen seien an die Be—

gründung eines Honorarabstriches zu stellen° In jedem Falle müs«

es aber diese Begründung dem Betroffenen erkennbar machen, von

welchen rechtlichen und sachlichen Erwägungen sich die Prüfungs—

organe hätten leiten lasseno Unter Anlegung dieser Maßstäbe sei—

en die Prüfungsentscheidungen für das 2„ Quartal 1951 als rechts—

widrig enzusehenn Ihre allgemein gehaltene Begründung lasse —
auch in Verbindung mit den abrechnungsunterlegen weiterer Quarta—

le — nicht erkennen, inwiefern der Kläger gegen das Gebot der

IWirtschaftlichkeit der.Behandlung verstoßen habe; die Bescheide
gäben weder dem Kläger einen Hinweis, wie er seine Behandlungs"

weise künftig einrichten solle, noch dem Gericht die Möglichkeit

einer Nachprüfung°

Die Beruf-ng des Klägers sei jedoch — so führt das LSG„ weiter

aus „ unbegründetg soweit sie sich gegen die Brüfungsentscheidun—

_ 6 „
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„ 6 _

gen für das 3„ Quartal 1953 richte° Abgesehen davon,r daß die Ab—

rechnung dee Klägers hier in einer Reihe von Einzelfällen bean—

standet werden sei —was schon auf eine individuelle Überprüfung
hindeute —‚ halte sich auch der "Gesamtahstrich" an den Behand—

lungsziffern 6a und 9h im Rahmen der Anforderungen‚ die an eine

ordnungsnäßige Brüfung zu stellen seien= Die Begründung der Be—

Scheide9 daß bei 83 Behandlungefällen der änsatz von 94 hundbe —
handlungen und 4Ü Bestrahlungen “weit übersetzt“ und “außerge—

wöhnlich hoch” sei, habe für den Kläger und das Gericht die "nö—

tige Bestimmtheit“° Mit den Prüfungsinetanzen sei ferner anzuneh—

men5 daß eine derart hohe Zahl von “Nehenhehandlungen” im Ver—

gleich zu den Methoden anderer Zahnärzte so ungewöhnlich sei, daß

sie auch ohne das Hinzutreten weiterer Umstände den Schluß auf

haeeenunwirtschaftliehes Verhalten rechtfertige„ Mit der Strei—

chung von nur 30 hundbehandlungen und 70 Bestrahlungen hatten die

Prüfungsorgane schließlich ihr Handlungsermeesen nicht überschrit—

ten„

Gegen dieses an 12„72„1957 verkündete und am 14„1q1958 zugestellté

Urteil hat der Kläger am 7„2„1958 Revision eingelegt und sie
gleich2eitig begründet„ Br beantragt, die Urteile erster und zwei“

ter Instanz dahin abzuänderh, daß auch die Prüfungeentscheidungen

für das 3„ Vierteljahr 3953 aufgehoben werden, soweit darin Lei—

'stungen nach Ziffern 6a und 9b der Gebührenordnung gestrichen
werden sindb Die Revision hält das Verfahren der Vorinstanzen in—
sofern für fehlerhaft; als an den gerichtlichen Entscheidungen

nur zahnärztliche Beisitzer mitgewirkt hatten; der vorliegende

Rechtsstreit_herühre auch die Interessen der Ersatzka5sen9 weil

sie letztlich das Honorar zu zahlen hätten„ In der Sache sei das

LSG„ von einem unrichtigen Begriff der Krankheit ausgegangena

Nach_ä ? des Zahnheilkundegeeetzee Vom 31„5„1952 stelle “jede von

der Norm abweichende Ereoheinung im Bereich der Zähne, des Bundes

und der "K.3'.efér‘i eine Krankheit der, auf deren Heilung und Linde—

rung auch der Versicherte — ohne Rücksicht auf die wirtschaftliche

Lage der Krankenkeesen
— Anspruch hehe= Soweit_der Breatzkassen—

_ 7 _
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„7...

vertrag den gesetzlichen Anspruch des Versicherten auf ausrei—

chende und zweckmäßige Behandlung einschränke — wie le„ äurch

das Verbot bestimmter Behendlungserten und die Begrenzung der

zahnärztlichen Leistungen auf das ”notwendige Maß“ —, seien

seine Bestimmungen nichtig° Gegen das Gesetz (@ 178 EVO) ver—
stoBe euch die Abgrenzung des anspruchsberechtigten Personen—

kreisesn Zu'beenstsnäen sei ferner die vertragliche Regelung

des Prüfungsverfahrens; aa äer Vertrag nur bei Eineprüchen der

Ersatzkaseen eine sogo‘Zwischenbesprechung vorsehe, verletze

er nen Gleichheitssetz (Art; 3 Abs° 1 GG); indem er den'einzel—

nen Arzt von der Teilnahme an der Zwischenbesprechung ausschlies—

se9 beeinträchtige er seinen Anspruch auf rechtliches Gehör°

Die beklagte KZV„ beantragt5 die Revisiongzui=iichzuweisen° Sie

hält die vom Kläger gegen die sog„ Zwischenbesprechung erhobe—

nen Rügen für unbegründet, ist andererseits aber mit den Kläger

der Ansicht9 daß der Krankheitsbegriff des Zahnheilkundegesetzes

auch für äie soziale Krenhenversicherung maßgebend sei° Die Bei?

geleäenen, die Kessenzehnärätlithe Bunäesvereinigung (KZEVD) und

der VäAK„, bemängeln das angefochtene Urteil insoweit, els'dee

LSG= äie Entscheidungen der Prüfungsinstenzen zu Unrecht nicht

in vollem_Umfenge als Ermessensentscheidungen angesehen habe„ Der'

VdAK„ ist darüber hinaus äer Auffassung9 äeß der Sozielrechtsweg_

für Streitigkeiten der vorliegenden Art nicht gegeben sei„_

Ile

Der Senat hat über-den vorliegenden Rechtsstreit unter Mitwirkung

von zwei Kessenzshnärztsn als ehrenamtlichen Beisitzern ent“

schieden= Nach der Rechtsprechung des Senats (ESG„ 5 S„ 50; Ur—

teil.vcm 50030°1950‚ 6 RKe 8/59) hängt die_3esetzung äer Kammern

und Senate für Angelegenheiten des Kassenerztrebhts grundsätzlich

.deton ab, ob die angefochtenen Verweitungsakte ellein in den Auf—

gebenkreis der kassenärztlichen (kassenzehnärztlichen) Selbstver—

waltung fallen oder ob sie zum Zuständigkeitebereich der ”gemein—
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“8-—

samen Selbstverwaltung“ der Krankenkassen und (Zahn—)Ärzte gehören

Rat in Verwaltungsverfahren eine ausschließlich mit (Zahn—)Ärzten

hsetzte Stelle zu entscheiden, so wirken auch im gerichtlichen
Verfahren nur (Zahn—)Ärzte als ehrenamtliche Beisitzer mit; Sinä
dagegen bei Erlaß der Verwaltungsentscheidungen auch Vertreter

der Krankenkassen zu beteiligen, so gilt EntspreChendes für äie

Besetzung äer Gerichte‚ die die Rechtmäßigkeitß der Verwaltungs—

akte überprüfen„ Die nach dem.VäAKe—Vertrag vom 20„/22„12„7950
gebildeten Prüfungs— und Beschwerdeausschüsse‚ die im vorliegen—

'den Fall die angefochtenen Entscheidungen erlassen haben% waren

allein aus Vertragszahnärzten als stimmberechtieten Mitgliedern

zusammengesetzt; der VänK„ hatte lediglich das Recht, sich "durch

einen Vertreter am Beschwerdeausschuß mit beratender Stimme" zu
beteiligen (% 12 Nr„ 2 und 7 äes Vertrages? diese Bestimmungen

sind nahezu unverändert in den neuen VdAK„-Vertrag von 14‚1„1955

übernommen wcrden3 vgl° @ 11 Nr„ 1 und 5)„ Die Ersatzkassen haben

demnach bei der Rechnungsprüfung ebenso.wie bei der Auswahl der

für sie tätigen Ärzte und Zahnärzte auf eine beschließenüe Mit—

wirkung an Zustandekommen der Vernaltungsentscheidungen verzichtet

Sie müssen daher in Kauf nehmen, daß diese Entscheidungen im ge—

richtlichen Verfahren allein unter Hinzuziehung (zahn—)ärztlicher

Beisitzer nachgeprüft werden„ Der Umstand9 daß die Ersatzkassen

durch die im Prüfungsverfahren ergehenäen Entscheidungen wirt—

.schaftlich betroffen werden, rechtfertigt zwar ihre Beiladung zum

gerichtlichen Verfahren nach 5 75 Abs„ 1 SGG, nicht aber die Mit—

nirkung von Beisitzern aus äem Kreise der Krankenkassen bei der

Entscheidung des Gerichts° Ist der Senat mithin im vorliegenden

Rechtsstreit mit zwei Kassenzahnärzten als ehrenamtlichen Beisite

zern verschriftsmäßig besetzt, so erweist sich auch sie Rüge der

Revision, die in gleicher Besetzung tätig gewbröenen Vorinstanzen

seien unrichtig besetzt gewesen9 als unbegründetc

Der Senat hat es als zulässig angesehen, daß für den beigeladenen

VdAK„ im RevisionsVerfahren ein Prozeßbevollmächtigter aufgetreten

ist, der nicht-zu den nach @ 166 Abs° 2 SGG vertretungsherechtig—

ten Personen gehört° Zwar ist äer-‘JÜAK° seiner Rechtsform nach

..9._
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...9-

_eine mg etragener Verein; er fällt daher be einer am Wortlaut

h e.:.L: n Auslegung des Gesetzes nicht unter di ”Behörden oder(D Q
i

nH
;

&

Körpe; s ohnftsn des öffentlichen Rechts oder .tnstalten des öf—

fentlichen Rechts”, die nach 9 166 Ab3= ? SGG von der Verpflich—

tung befreit sind, sich vor dem BSG„ durch einen zugelassenen

?rozeßbevollmächtigten (@ 166 Abs„ 2 SGG) vertreten zu lassen°
Nach Auffassung des Senats würde es jedoch den Sinn des @ 166

Abs„ 1 SGG vviderspreohsn, wollte man den Vd.äK « als einen Zusam«

deln als die ihm angeschlossenen Körperschaften selbst; Das Ver—

tretungsprivileg der Behörden‚'Körpersohaften und Anstalten des_

öffentlichen Rechts heruht.anf der Erwägung, daß Sie in der Re—
gel Bedienstete haben, die genügend eigene Sach— und Reehtskunde'

besitzeng_um eine Bestellung von Prozeßbevollmächtigten nach 5 76

Abso 2 SGG entbehrlich zn machen= Außerdem kann erWartet werdeng'

daß sich Behörden und andere öffentlichsreohtliche Institutionen

bei der Auswahl ihrer Prozeßvertreter der Verantwortung bewußt

sind, die ihnen die Mitwirkung an einem gerichtlichen Revisions—'

verfahren anferlsgt (ng. see, 2 s., 159 560 fj; 6 s„ 47 519 r:_7)„
Diese Erwägungen gelten_auch für den leKa Im übrigen ist zu be—

rücksichtigen‚ daß der VdAK„ trotz seiner Stellung als eingetra—

gener Verein nicht auSschließlich dem privatreéhtlichen Rechtsbe—

reich angehörto Das zeigt sich auch in den Vorschriften der RVO\

über die ?erhände der Ersat2kassen„ Danach bedürfen die Satzun—

gen‘der Ersatzkassenverbände und ihre Änderungen der Zustimmung

des heichsarbeitsministers, jetzt des Bundesministers für Arbeit
.

nnd Sozialnrdnung, der auch die Aufsicht über die Verbände fiihrt9

wenn er sie nicht an.f andere Stellen überträgt; für die Aufsicht‚

die Rechtshilfe und die Anleeung des Vermögens gelten die Vor"

schriften für ”Ersatzlcassenentsprechend (ä'>525a Abs. 2.'bis 4
EVO); der Antrag auf Eintragung in das Vereinsregister bedarf der

Zustimmung der Aufsichtsbehörde (ä 525b RVG)„ Obwohl diese Rege—

lung den VdAK„ nieht zu einer Körperschaft des öffentlichen Rechts

macht hat der Senat keine Bedenken, ihn den in @ 166 Abs„ 1 SGG

genannten offen trieb—rechtlichen Körperschaften gleichznstellen,

so daß er sich vor dem BSG„ auch durch einen Prozeßhevollmächtigten

— iO
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vertreten lassen kann, der nieht zu dem Personenkreis des 5 166

Absn 2 SGG gehört° =

Das LSG„ hat die Entsoheiäungen der Prüfungsinstanzen für äas 2c

Vierteljahr 1951 aufgehoben, im übrigen aber die Berufung zurück—

gewiesen und damit die Prüfungsbeseheide für das 5» Vierteljahr

1953 als rechtmäßig bestätigt° Die Aufhebung der früheren Be—

.scheide ist von keinem der Beteiligten angefochten werden und da“

her von Revisionsgerioht nicht nachzuprüfen= Gegen die Bestäti—

gung der späteren Besoheide-hat dagegen der Kläger Revision ein—

gelegt‚ soweit darin Abstriche von Leistungen nach Ziffern 6a und

9b der Gebührenordnung des VdAK„?Vertrages vorgenommen werden

sind; Gegen die Zulässigkeit der Revision bestehen keine Baden“

ken; sie ist auch begründet„ ‘
7 _ }

Bas LSG„ hat die Berufung als zulässig angesehen: die Vorschrift

des % 144 Abs° 1 SGGüber den Ausschluß der Berufung ”bei AnsPrü—
chen 1° auf einmalige Leistungen, 2„ auf wiederkehrende Leistun«'

gen für einen Zeitraum bis zu 13 Wochen (drei Monaten)" sei auf
Honoraransprüche aus der zahnärztli0hen Ersatzkaesenpraxis nicht

anzuwenden, weil diese Ansprüche keine Leistungen i„S° des @ 144

SGG beträfen= Der Senat kann einer solchen „ den Leiäungshegrifr

über Gebühr einschränkenden — Auslegung des 5 144 SGG-nicht fol—
'gen„ @ 744 SGG erfaßt zwar, wie das LSG„ zutr effenä ausrührt9

nicht alle Leistungsansprüohe, nicht einmal alle Geldleistungs—

ansprüche° Einschränkungen ergeben sich schon aus den @@145 ff„

SGG‚ namentlich aus 9 149 SGG, der für Ersatz_ und Erstattungsan

sprü.che zwischen öffentlichen Stellen sowie für Ansprüohe auf

Rückerstattung von Leistungen und Beiträgen eine Sonderregelung‘

trifft (vgi° dazu ese„'1o s„ 186)° Darüber hinaus hat das sse„
wieäerholt ausgesprochen 3 daß % 144 SGG sich überhaupt nicht auf

Ansprüche der Verwaltung gegen den Einzelnen, sondern nur auf An

sprüche des Einzelnen gegen äie Verwaltung bezieht; mit den Lei—

stungen des @ 144 SGG seien nur die dem Einzelnen zugewährenäen

Sozialleistungen des Staates der öffentlicher Körperschaften ge—

meint (see= 3 s 23f /255 f
i/

ss „ 740 1141 fl7;6 s" 17 55_7;

„ 11 _
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SozB° SGG @ 144 Bla Be 2 Nr° 9}„ Damit ist jedoch der Anwendungs—
hereioh des @ 144 SGG— entgegen der Ansicht des LSG;

—nicht auf
Leistungen der Versicherungsträger und Versorgungsverweltungen

begrenzt werden; dazu bestand in den genannten rteilen schon

deswegen keine Veranlassung‚ weil es sich dort nur darum handel—

te, Ansp1 üche der Verwal tung auf Rückerstattung überzahlter Ver—

sorgungsbezüge, auf Beiträge u„äa ausädem Anwendungshereich des

'@ 3é4 SGGauszuscheidena

Honoraransprüche eines Arztes gegen eine???= gehören weder zu den

in @@145 ff„, insbesondere 5 149 SGG geregelten Ansprüchen

noch zu den Leistungsansprüchen der Verwaltung, für die 5 144

SGG nach den angeführten Urteilen des BSG ebenfalls nicht gilt°

Sie haben auch inhaltlich mit jenen &nsPrüchen nic- hts gemein=

Bei ihnen handelt es sich vielmehr —ebenso wie bei den (unter

5 144 SGG fallenden) Ansprüchen von Versicherten oder Versorgungs—

herechtigten auf Gewährung der ihnen zustehenden "Sozialleistunw

gen” — um Ansprüche von Einzelnen gegen die öffentliche Hand°

Schön das spricht dafür‚ sie den "Sozialleistungsansprüchen" im

engeren Sinn e gleichzust ellena Es kommt hinzu, daß ein Wegfall

des von der-KV; zu zahlenden Honorare
— infolge einer Entziehung:

der kassenärztlichen Zulassung — die wirtschaftliche Bebensgrund—

lage des Betroffenen in ähnlicher Weise berührt wie die Ent—

ziehung einer laufenden Versiéherungsw oder Versorgungsleistungo

Der Benat hat es daher5 solange das Gesetz die Frage nicht aus—

drücklieh geregelt hatte‚‘für zulässig gehalten, die Entziehung

der Kassenzulassung und die damit'verhundene Einstellung der 30—-

norarzahlungen in entsprechender Anwendung des 5 97 Abs„ 2 SGG„

d:.hc in gleicher Weise wie dieB H.erabsetzung oder Entziehung

laufender “Sozialleistungen“? durch gerichtliche Anordnung aus—

zusetzen (BSG„ 1 So 36)„ Es erscheint hiernach nur folgerichtig,

Honorare nsprhche auch hinsichtlich ihrer Berufungsfähigkei

nicht anders zu behandeln als Ansprüche auf Versicherungs— und

Versorgungsleistungen, zumal der in @ 144 Abs. 1 SGG gebrauch—

te Leistungshegriff auch seinem Wortlaut nach beide Artenv von

Leistungenumfaßt° nnsprüche von Mitgliedern einer KV (K Zf„)

auf Zahlung des aus der kassenärztlichen (kassenzahn närz ztlichen)

..’@_2..‚
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127_

T=tigkeit erwachsenen Honorare gehören serit zu den Leistungsan—
sprüchen im Sinne des @ 144 SGG‚ und zwar betreffen sie, da die

Honore -rze hlu_ng sich im allgemeinen nicht in e1nem einmaligen Vor”

gang erschöpft, sondern sich in der Regel in vierteljährlichen
Abständen wiederholt, wiederkehrende Leistungen nach @ 144 Abs„ 1

Nrn 2 SGG (zum Begriff der wiederkehrenden Leistungen vgl BSG=

2 S„ 135 1337 fi?)„ Das gleiche gilt für Honererensprüche aus der
Tätigkeit für die Ersatzkassen° Obwohl das LEGO von einer anderen

Rechtsauffassung ausgegangen ist? hat es die Zulässigkeit der Be«

rufung im Ergebnis mit Recht bejehta Im vorliegenden Fall sind

nämlich in der Berühngsinstenz noch Honorarensprüche für zwei '

Quartals, mithin für einen längeren Zeitraum als drei Monateg

streitig gewesena Gegen eine Znsemmenrechnung'mehrerer, selbst

zeitlich getrennter Honorareehlungsperioden bestehen jedenfalls
dann keine Bedenken, wenn die erhobenen ■nsprüche= wie hier, in—

heltlich gleichartig sind und demselben Rechtsterhältnis en tsprin-

.geno ' ‚_

Des ESGG hat auch den 3021elrechtsweg für Streitigkeiten der
vor—

liegenden Art mit Recht als 2ulässig angesehen Wie der Senat in

der Sache 6 RKe 8/59 (Urteil vom50 10 1959) näher dargelegt hat!
wird der einzelne Arzt, den die KV„ an der Ersatzkessenpraxis be«

te iligt nicht als gleichgeordneter Vertragspartner der KV°„ son—
de als ein ihrer Hoheitsnadht unterworfenes Verbendsmitglied

tä t11g has Rechtsverhältnis zwischen der KV und dem an der Ersatz

keeeenpraxis beteiligten Arzt ist mithin nicht als ein Yertrags—

verhältnis des privaten oder öffentlichen Rechts, sondern als ein

auf der Mitgliedseheft in einer öffentlichen Korporation beruhen—

d855 besonderesöffentlich—reeht liches Gewal tverhältnis anzusehena

Daraus folgt? daß Beschlüsse der KV„_über die Begründung eines

solchen Verhältnisses keine rechtheschäftlichen Erklärungen oder

\“Ver „reg3ekte“ (Rupp, DVBl„ 1959 S„ 81), sondern-hoheitliche Wil—

lensäußerungen‚ d„h„ Verweltungseh te, sind° Hieraus ergibt sich

ferner‚ daß such die Entscheidungen der KV„, die im Rahmen eines

bereits bestehenden Beteiligungsverhältnisses ergehen, jedenfalls

”e:1n uen_Qher ekter von Yerweltungsakten haben, wenn sie_ mit unmitv:.J.

l"erer rechtlicher Wirkung für den betroffenen Arzt seine Rech—
s

' -- .. -— - s 1 n
und Pfli1chten gegenuber der hV„‚ d„hs se1n *“7unoverhelbnis

; ).
.

cl
-

8

€C
1
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zu ihr,‘f8gelh (vgi„ hierzu Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungs—

rechts, 7„‘hufln.Sc 188 f„). Das ist der 3811 bei den Entschei—
dungen der KV°‚ durch die das Honorar des Arztes aus der Tätig—r

keit für die Ersatzkessen festgesetzt wird„ Dabei ist es unerheb—
lieh, daß die Vergütung hei éen Ensetzkeseen nach Einzelieistungen

berechnet wird, während sie bei den RVO_Kessen in allgemeinen in

einem » dem Umfenge der ärztlichen Leistungen entsprechenden _

Anteil an dem von äer Kasse en äie KV„ gezahlten “Gesamtpeusche—
le” besteht„ Die Art-des Vergütungssystems kann für die rechtlie

‘che Qualifizierung der die Vergütunc festsetzenden Bescheiäe äer
KVG nicht ausschlaggebend sein‚ mag die KVa bei der Aufteilung

eines “Gesentpeuechales” unter die beteiligten Kessenärzte auch

ein stärkeres Eigenintereese en der ”richtigen“ Festsetzung üer

Honorare haben als im Felle der Einzelieietungshonorierung5 bei

der sie, wie Stückrgth (Sozielgeriohtsberkeitw 1956 s‚ 73 1737)
meint‚ nur als ”Durchgangsstelle” zwischen den Ärzten und den Kran—

kenkassen'tätig wird= Yereinbert z°B„ eine EVO—Kasse mit der KV„

die Honorierung der Ärzte nach Einzélleietungen_iä 368 f Abs° 3
IRVO) und regeln die Vértregspartner daraufhin — entsprechend der

Ermächtigung in @ 368 n Absn'5 EVO — die_Zueammensetzung und das

Verfahren der für die honorerprüfung zustänöigen Instanzen ehwei

chend von den Vorechriften-in @368 n Abs„ 4 RFC, so bleiben die
Entscheidungen der vertraglihh geschaffenen und_nech den Bestim»

_mnngendes Vertrages verfehrénden Prüfungsaueeohüsee gleichwohl
Verweitungsehte (Vg1° Peters, Handbuch der Krenkenversioherung„

@ 368 n Ann? 8)„ Der Umstand9 daß die für die Ersetzkeesen täti—'

en Ärzte.und Zahnärzte nach Einzelleistungen honoriert werden

{@ 8 des Ersatzkeseenvertreges für Ärzte von 12°5„1950‚ @ 8 des

Ersetzkessenvertreges für Zahnärzte vom 20„/22„12„1950}, nimmt
somit den Honorarfeetsetzungsn der KV„ bzw„ ihrer Präfungsorgene

entgegen der Ansicht des heigeled@neh VdAK„ nicht den Charakter

von
Verwaltungsekten (fur Honreransprüohe aus der EVO—Kassenpre—

Eis vgi„ BGH„ in iu“ 1956's„ 955 ff„ unä s„ 778)„

Als'Verwaltungsakte können die Entscheidungen der Prhfungsinsten—

nicht zugleich Schiedsguteohten im Sinne der @@317 ff° BGB

tten (@@317
ffo BGB) und damit für eine Ergänzung des reehtsgesohäftlichen

in= Für eine Bestimmung der Leistung dureh-einen Dr1

‚ .
‘ __14 _
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Willens der Iertragspartner (vgl= Palandt‚ BGB 18a Auflg‚ @ öl?
_Anme 2)„ist nur insoweit Raum, als die Beteiligten ihre Beziehungen

durch den Vertrag regeln können, den; soweit sie sich auf der Ebene

der Gleichordnung gegenüberstehen° Die Vorschriften der @@317 ff„

BGB mögen daher aueh auf öffentlich—rechtliche Vertragsverhältnisse

entsprechend anwendbar sein (so QVG„ Hamburg, ÄM„ 1952 So 195 13937;

vgl: dazu auch Kälker, SGh= 1957 Sa 98 £TOÄ?}„ Im Rahmen eines be“
eonderen Gewaltverhältnisses‚ wie es zwischen der KV„ und den Er—

satzkassenarzt.besteht3 ist dagegen für eine Schiedsgutachterverein—

barung kein Platz (vglu BGH„ in NJW„_1955S6 665, der im Anschluß an
'aececneid‚„nna; 1954 5° 392 53937 mit Recht betont? daß eine Schieds—

gntachterahrede die vertragliche Bispositionsmacht der Parteien Vor—

aussetze und dort ausscheide‚ wo eine Behörde öffentliche Gewalt

ausübe; vgl° ferner BAG= Bd° 5 Sa 38 sowie zum Begriff des Schiedse

gutechtens allgemein: Hahscheid in Festschrift für Heinrich Lehmanh‚

2„ sc„ 1956‚ s„ 789 ff„)„ Da naeh @319 Abs, 1 BGB der Dritte die
Leistung grundsätzlich mit verbindlicher Wirkung für die Vertrag-

schließenden bestimmt‚_sofern die Bestimmung nicht offenbar unhillig

ist5 würde die Übertragung dieser Vorschrift auf öffentlichwrechtli—

'che GewaltverhältnisSe auch zu einer unzulässigen‚ möglicherweise

‘ sogar verfassungswidrigen Einengung des 3echtsschutzes führen (vglc

Art° 19 Abe„ 4 es, der denRechtswegfür 3edeRechtsverletzung durch
die öffentliche Gewalt gewährleistet‚und Maunz—Dürig, Grundgesetz,

Arte 19 Abs„ IV? inshes° Randnunmern 8'ff„‚ 47)„ Andererseits wäre

ges mit dem System des verwaltungsgeriohtlichen Rechtsschutzee nieht

vereinbar, wenn das Gericht im Falle der offenbaren Unhilligkeit

die Leistung selbst zu bestimmenhätte (@519 ibe„ 3 Satz 2 BGB), der
Sache nach also Verwaltungstätigkeit ausüben müßte= Der früher viel—

fach; auch vom_Reichsgericht vertretenen Auffassung (RGZ„.T24 S° 35
1337)‚ daß es sich bei den Entscheidungen der Prüfungsinstanzen um

Schiedsgutachterentscheidungen handele, kann somit für das geltende

Recht nicht mehr gefolgt werden (ebenso BGH„ in AM„ 1956 SO 778 für

Prüfungsbescheide aus der RYO—Kassenpraxis)„ Daran ändert es auch

nichts, daß selbst in den nach dem Kriege abgeschlossenen Ersatzkas—

‘senverträgen n0ch gelegentlich davon die Rede ist, daß der BA„ "ende

gültig und verbindlich für sämtliche Beteiligte das für die einzel—

_ 75 _
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nen Leistungen in Betracht kommende_Honcrar (@@515—319 BGB)“

hestinme (so Ersatzkassenvertreg für Ärzte von 12„5„3950‚ @ i5
Nr; 6; ähnlich, wenn auch ohne Bezugnahme auf die genannten

BGB«V0rschriften, @ 12 Nr° ?, Abs= 2-Satz 2 des Ersatzkassenver—

trages für Zahnärzte vom 20J22f12f|950)°

Sind die angefochtenen Prüfungsantschsidungen hiernach mit dem

LSGO und der heute herrschenden Meinung (vgl° Kellner, ZM„ 1959
S° 907) als Verwaltungsakte anzusehen‚ so ist der Streit über

ihre Rechtmäßigkeit eine Stnitigkeit des öffentlichen Rechtso'

_
3iese Streitigkeitrbetrifft, wie der Senat in der an 30„10°1959

entschiedenen Sache—6 RKa 8/59 (dort für Streitigkeiten um die
‚Beteiligung an der Ersatzkassenpraxis) näher dargelegt hat, in?

haltlich eine Angelegenheit der Sozialversicherung, genauer:

des Kessenarztrechts im Sinne des @51 Abse 2 SGG„ Das LSG; hat
demnaCh die Zulässigkeit des Sozielrechtsweges mit Recht hejaht°

Das angefochtene Urteil ist auch insoweit nicht zu beanstanden9

als es sich mit den Einwänden des Klägers gegen die Wirksamkeit
des hier maßgebenden Ersatzkassenvertregeé für Zahnärzte vom 20=/

22;12e1950 auseinandersetztu Dabei braucht im vorliegenden Fall

nicht entschieden zu Werden, ob die Bestimmung des Vertrages über
den enspruchsherechtigten Personenkreis (@ liebsa 2) zu der Vor—

schrift des @ 178 EVO (die das Erlöschen der Versicherungsbereche

tigung bei Überschreitung eines jährlichen Gesamteinhommens von

7=200 RM vorsieht) in Widerspruch steht, wie der Kläger meint°
Selbst

wenn ein solcher Widerspruch vorliegen sollte, könnte dies
allenfalls

zu einer Nichtigkeit der genannten Vertragshestimmüng,

nicht aber des ganzen Vertrages führen (vgl„-ä 139 BGB, der auch

im öffentlichen Recht anzuwenden ist, BGHZ. 16 S‚ 192 179ä7, ? Sa

1 1397)„ Da die angefochtenen Prüfungsbescheide nicht auf jener
Vertragshestimmung beruhen, kann-die Frage ihrer Gültigkeit offen-

hleihén=

Es bedarf hier auch keiner Entscheidung, Ob die im Ersatzkas—

senvertrag vorgesehene Besprechung zwischen Vertretern

VdAK„ und der ahrechnenden KZV° unter Hinzuziehung des
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(”Zwischenhesprechung“), die “im Interesse einer vertrauensvol—

len Zusammenarbeit“ der Vertrag8pertner vor Weiterleitung eines

Einspruchs des VdAK‚ an den IBA° stattzufinden hat [@ 12 Nr„ 6

des VdAK„—Vertreges)‚ zu rechtlichen Bedenken Anlaß gihto Auch
wenn die Regelung des Prüfungsverfehrens insofern nicht ganz

unbedenklich wäre — nach Ansicht der Revision versagt sie dem

von der Zwischenhesprechung euegeschlossenén Arzt das rechtlii

che Gehör und verletzt auch den Gleichheitssatz‚ weil eine Zwi—

schenhesprechnng nur bei Einsprüchen des VdAK„‚ nicht aber des

Arztes stattfindet _, würde dies für die “frage der Rechtmäßig—«

“keit der hier angefochtenen Prüfungsentscheidnngen unerheblich

sein° Denn im vorliegenden Fall hat, nachdem zunächst der VdAK„

gegen die ursprüngliche Honorerfestsetzung des PA„ Einsprnch er—

hoben und in einer Zwischenbesbrebhung ihre Abänderung erreicht

hatte9 der Kläger seinerseits geven das abgeänderte Prüfungsergeb-

nis Einspruch beim Bio eingelegt, worauf dieser in eine nochmelige

Prüfung der Gebührenebrechnung des Klägers eingetreten ist„ Mit

der Zurückweisung des Einspruchs durch den BA„‚ die in verfah—

rensmäßiger Hinsicht nicht zu beenstanden ist, sind etwaige den

vorangegangenen Verwaltungsverfahren‚ insbesondere der Zwischen—

hesprechung$ anheftende Mängel für des nachprüfsnde Gericht

rechtlich bedentungslos geworden, da jedenfalls die Entschei—

dung des BA„ nicht auf diesen Rechtsverletzungen beruhto‚

Unhegründet sind die Angriffe der Revision gegen die in den

”Richtlinien für die zehnär2tliche Vertragstätigkeit“ (Anlage 2

zum VdAKO—Vertrag) enthaltene Bestimmung, daß Art und Umfang

der zahnärztlichen Verrichtungen sowie die Verordnung von
Arzneien "auf das notwendige Maß zu beschränken“ und ”jede mit

der Erreichung des angestrebten Heilerfolges zu vereinbarende

Sparsemkeit zu beobachten“ sei (Ziffer 1 der Richtlinien)°

Diese Bestimmungen entsprechen dem @ 568 e EVO, wonach Leistun»

gen? die für die Erzielung des Heilerfolges_nicht notwendig oder

nnwirtschaftlich sind, von Versicherten nicht beansprucht werden

können„ Damit ist klergestellt‚ daß im Verhältnis des behandeln”

_ 77 _
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den Arztes zum Versicherten nichts anderes gilt als für den

Krankenpflegeanspruoh des Versicherten gegen seine Kfankenkas«

se; auch die seitens der Kasse zu gewährende Krankenpflege muß

zwar ausreichend undzweckmäßig sein? darf jedoch das Maß des
Not@endigen nicht überschreiten (@ 182‘Abe‚ 2 RVG}„ Wenn der

Kläger demgegenüberauf den Krankheitsbegriif des Zahnheilkunw
degesetzes Vom 31„501952 (BGBl„ I 8° 221) verweist, wonach

“jede von der Norm abweichende Erscheinung im Bereich der Zäh-

ne9 des Hundes und der kie■er“ — ohne Rücksicht auf die ketwene

digkeit der Behandlung—als Krankheit anzusehenist (@i,kbe„
2 Satz 2)9 so verkennt er‚ daß diese Vorschrift einen anderen

Zweck verfolgt als die erwähnten Bestimmungen der EYO„ In Rahmen

eines Gesetzes, das die berufliche Ausübung der Zahnheilkunde

regelt? kann es durchaus sinnvoll-sein, den.3egriff der Zahnkrank—

heit9 deren Behandlung den approbierten Zahnärzten vorbehalten

ist; möglichst weit zu spannen‚ um eine Umgehung des Gesetzes9

namentlich der Approbationspflicht, durch nicht entsprechend

vorgebildete.außenseiter zu verhinderna Im übrigen wäre es auch

praktisch kaum möglich, die Berechtigung zur Ausübung der Zahn—

heilkunde an ein so schwer faßbares Merkmal wie die Notwendig—

keit der Behandlung zu knüpfen° Anders verhält es sich dagegen

im goziglversicherungsreCht‚ das bestimmten des staatlichen
ISohutzes bedürfenden und-desh31b.zwangsweiee zu Versicherungs—

‘geneinschaften zusammengeschlossenen Personengruppen einerseits

Leistungen genährtg andererseits aber auch nicht'unerhéblioha

Beitragelasten aufbürdete Sollen diese Beitragslasten in er»

träglichen Grenzen bleiben, kann es geboten sein, nicht jede

nach den bestehenden Berufsordnungen den approbierteh Ärzten

und Zahnärzten vorbehaltene Behandlung, wenn sie an Versicherten

ausgeführt wird, auch als eine — aus öffentlichen Mitteln zu ver—

gütende — Versicherungsleistung anzusehen, sondern dazu nur sol—

che ärztlichen (zahnärztliche„) Leistungen zu rechnen, die zur
Erreichung des Eeilerfolgss notwendig und wirtschaftlich sind„

Ist die entsprechende Bestimmung des ErsatzkassenVertrages hier«

„ 18 „
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nach nicht.zu beanstanden, so lassen sich auch keine Bedenken da—

gegen erheben? daß die Vertragspartner weiterhin vereinbarthaben,

die Notwendigkeit und Wirtschaftliohkeit der vnn.den Zahnärzten'

abgerechnetsn Leistungen - vor Auszahlung der Honorare durch die

„KBV; — in einen besonderen Verfahren zu überprüfen„ Für diese Prü—

fung sollen nach @ 12'Nru 3 des VdAK„«Vertreges folgende Grund—-

sätze gelten:' '

“°°° Der BrüfungsaussohuB-stellt die Abrechnungen rech—
nerisch und sachlich richtig und prüft‚ ob die Tätige
keit jedes Vertragszehnsrztes den Richtlinien für die
zahnärztliche Vertragstätiakeit (Anlage 2) entspricht
und wieweit die ausgeführten zahnärztlichen Beistungen
als notwendig und wirtschaftlich ah5uerkennen sindq'

Der Prüfungsausschuß ist_berechtigt und gegebenenfalls
verpflichtet5 an einzelnen Abrechnuhgsposten oder an
den Gesamtbetrag einer Abrechnung oder an der Summe
sämtlicher Abrechnungsbeträge eines Zahnarztes Ände—
rungen oder Abstriche mit Rücksicht darauf vorzunehmen‚
daß jeder Zahnarzt gehalten ist, sich auf eine notwen—
dige und wirtschaftliche Behendlungsweise zu beschrän—
ken° Dabei braucht nicht in jedem Einzelfall der Nach—
weis der Unwirtschaftlichkeit erbracht zu sein°

Der Brüfungsausschuß-kann zur Sicherung seines Urteils
über Umfang5 Art und Sorgfalt der Behandlung eines Zahn—-
arztes Untersuchungen an Patienten vornehmen lassenc
Die Patienten sind von der Kasse zu laden„ Uber den
Befund und das.Brgebnis der Untersuchungen ist ein Be—
richt aufzunehmen“„

Bus diesen Bestimmungen ergibt sich zunächst, daß die Prüfungs—

instanzen befugt sind, die Betwendigkeit und Wirtschaftlichkeit
der von den Vertragszahnärzten in Rechnung gestellten Leistungen

anhand einzelner Behandlungsfälle zu überprüfen„_Andernfalls wä—

re es nicht verständlich, warum den Brüfungsausschuß in Vertrags

das Recht eingeräumt werden ist, Üzur Sicherung seines Urteils

'über Umfangs Art und Sorgfalt_der Behandlung eines Zahnarztes

Untersuchungen an Patienten vornehmen zu lassen" (vgl„ dazu auch

@ 15 des Vertrages, der für diese Untersuchungen die Bestellung

besonderer Gutachter vorsieht)„ Der Auffassung, daß eine nachträg—

liche Begutachtung einzelner Patienten‚durch die Prüfung3gremien

rechtlich nicht zulässig sei {so LSG„ Hamburg? ÄM„ 1959 S„ 1232),

.._
.\ 9-
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kann somit nicht gefolgt werden„ Das gilt jedenfalls für den

Annendungsbereich des zahnärztlichen Ersatzkassenvertra ages vom
200/22„12„1950„ Im übrigen lassen sich gerade auf dem Gebiet der

Zahnheilkunde Fälle denken, in denen eine nachträgliche Überprü—

fung einzelner Behandlungsmaßnanmen (zaB„ Extrantionen, Füllun—

gen) ohne weiteres möglich ist und weder besondere Schwierigkei—

ten‘noch unverhältnismäßige Aufwendungen verursacht; in Fällen

dieser Art wird die Befugnis der Brüdungsinetan zen, die Wirt—

schaftlichkeit der zahnärztlichen Behandlung anhand einselner

Behandlungsfälle zu überprüfen5 in Hinblick auf den Zweck einer

ordnungsgemäßen Becheu.ngsprüfung grupndsätzlicn zugleich als

eine Pflicht anzusehen sein (vgl„ auch den Beschluß vom 16°8„

1957 der nach @ 18 des VdnKo—Vertreges gebildeten Arbeitsgemein—

schaft9 abgedruckt bei Sixtusw■aepy Zahnärztliches debührsn— und

Vertragsrecht‚ Stand: 1„9„1959, Teil 68° 34; danach ist eine Ho—
norerkürzung bei Füllungen nur_denn zulässig$ wenn dmnh eine

Nachnntersuchung oder sonstige Ermittlungen festgestellt wird9

daß die Behandlung den Grundsätzen des Vertrages nicht entspricht}:

Soweit die angeführten Voraussetzungen'iür eine Prüfung nach

Einzelfällen nicht vorliegen, können die Brüfungsinstanzen von

der Feststellung einzelner (unnötiger oder unwirtscheftlicher]

BehandlungsmaBnahmen absehen und die Behandlungsweise des Zehn“

srzte s im ganz en eur ihre Wirtscneltlichkeit hin prufeno Das Dee.

deutetj daß sie inseweit auch berechtigt sind, einen lediglich

nach Art und Zahl der Leistungen oder nach dem Umfang der Behand—

lungskosten abgegrenzten Teil.der ärztlichen Tätigkeit als “nicht

notwendig" oder ”unwirtsCheftlich“ von der Gebührenrechnung abzu—

setzen (vgl° @ 12 Nr° 3 Abs„ 2 des VdAK.—Vertrages)g Diese Befug—

nis wird ihnen namentlich dann zustéhen, wenndie Tatsachen5 die
für eine zutreffende Beurteilung der dotrendigkeit und Wirtsona Oft—

_lichkeit einzelner Behe.ndlungsmeßnahnen erforderlich sind, nicht

hinreichend geklärt werden können oder wenn eine Vollständige

Aufklärung “mit Schwierigkeiten verbunden ist, die zu der Bedeum

-tung des streitigen Teils der (Honorar—)Forderung in keinem Ver—

_ go _
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hältnis stehen" (@ 287 Abs„ 2 ZPO)„ Wenn die Parteien des VdAK„—

Vertrages eine Überwachung der zahnärztlichen Behandlungstätigkeit

“im Hinblick auf ihre Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit“ für

unumgänglich gehalten und deshalb ein besonderes Prüfungsverfahren

vorgesehen haben (@ 12 des Vertrages)9 so kann nicht unterstellt
werden, daß sie dieses Verfahren nur für die vergleichsweise sel—

tenen und weniger bedeutsamen Fälle geschaffen haben, in denen

eine Einzélfallprüfung praktisch durchführbar ist„ Haben sie aber

auch die zahlreichen anderen Fälle erfassen wollen, so
wurde es

ihren Vertragswillen nicht entsprechen, hier die_Eechnungsprüfung

schon daran scheitern zu lassen„ daß die in der Vergangenheit lie—

'genden Sachverhalte nicht mehr genügend geklärt werden können° In

diesem Sinne ist auch die — in ihrer Fassung allerdings nicht ganz

glückliche - Bestimmung des VdÄK„wVertrages
zu verstehen, daß der

Nachweis einer unwirtschaftlichen Behandlung “nicht in jedem Ein—
zelfall"_erbracht zu werden brauche (@ 12 Nr„ 5 Abs„ 2 letzter

Satz)° has LSG° hat diese Bestimmung dahin ausgelegt, daß es der

Nachprüfung einzelner Behandlungefälle "grundsätzlich” nicht be—

darfo Dem ist für alle die Fälle5 in denen eine Einzelprüfung ent—

weder nicht durchführbar ist oder unverhältnismäßige Schwierigkei—

ten oder Aufwendungen verursacht, anzustimmena (Eine andere duffas—

sung liegtxdem — für eine RVG—Krankenkasse ergangenen —
Urteil des

ise„ Berlin von 1e„1„1957 Lin„ 1957 s„ 2237 augrunde; die dort ver—
tretene Ansicht, die Unwirtsohaftliohkeit der Behandlungsweise kön—

\ne nur anhand einzelner-Behandlungsfälle geprüft werden, ist„indes—

sen in einem späteren Urteil dieses Gerichts vom 3„1051958 1ÄM°

1959 Sa 1457 erheblich eingeschränkt werden; eine unwirtschaftli—

che Behandlungsw oder Verordnungeweise brauche nicht unbedingt in

.Einzelfällen nachgewiesen_zu werden, ein solcher Nachweis könne '

aber ein wesentliches Indiz für die Unwirtechaftliohkeit der Be«

handlungsweise im ganzen sein; zum ersten Urteil vgl° auch Rewer$

in„ 3957 s„ 1ecß ffo)ü

Soweit der Umfang der nicht notwendigen oder der unwirtschaftlichen

...2']..
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Behandlung hiernach nicht im einzelnen, d°h° auf Grund einzel«

ner, namentlich bezeichneter Behandlungsiälla festgestellt
zu

werden braucht, handelt es sich, da das aus der Abwägung ver—
schiedener Umstände gewonnene Prüfungsergebnis nur den Anspruch

auf eine annäherndé Richtigkeit erhebt, bégrifflich um eine

EEPPEEEPä° Grundlage einer solchen Schätzung wird in der Regel

ein Vergleich sein° Der Vergleichstatbestand kann dabei der ei—

genen Praxis des zu prüfenden Arztes entnommen werden9 indem

entweder die Behandlungstätigkeit für eine Krankenkasse derje—

nigen für eine andere gegendbergestilt oder der Umfang'der Be—
handlungstätiäkeit in verschiedenen Abrechnungezeiträunen ver“

glichen wird; Als Maßstab für die Wirtschaftli0hkeit der Be-

handlungsweise eines Arztes können auch die Von anderen Ärzten
abgerechneten Leistungen dienen, wobei der Vergleich sich ent—

weder ent einzelne gleichartige Praxen beschränken oder auf die

durchschnittlichen Pallwerte einer größeren Anzahl,-uaü„ aller

Ärzte eines Wirtschafts— oder Abrechnungsgebietes erstrecken

kann° werden der Prüfung solche statistisch ermittelten Durch"

schnittswerte zugrunde gelegt, so ist zu beachten, daß in die—

sen werten die Besonderheiten der einzelnen Praxen, qu° ihre

Größe, örtliche Lage, apparative Ausstattung, Zusammensetzung

des “Krankengetee” usfu, nicht oder nur ungenügend zum Ausdruck

kommen„”die Kellner (zn, 1959 s= 855) zutreffend bemerkt, wer—-
den dabei zeB° ”die Werte vielbeschäftiger Zahnärzte, die keine

Zeit zu einer vollständigen Sanierung haben, mit denen weniger

beschäftigter Kollegen zusammengerechnet, die möglichst jeden

Fall durchsanieren”u Das LSG„ lehnt deshalb in Übereinstimmung

mit der nahezu einhelligen Auffassung in Schrifttum und Recht»

sprechung (vgl„ die Nachweise bei Kellner a„a„0„) eine schemati—

sche Anwendung jener Richtzahlcn mit Recht ab, weil dies im Erw

gebnis auf eine Honorierung nach einem Fallpauschale hinauslie-

fe; es verlangt zutreffend eine Berücksichtigung der individual“

len Besonderheiten der jeweils zu prüfenden Praxis, d„h° eine

“individuelle Prüfung” (vgl„ hierzu vor allem Petersilie, ÄM„

1958 So 265 ff°; auch nach 5 71 Ziffer 2 b des neuen Ersatzkas—

senvertrages für Zahnärzte vom 14,1„1955 soll sich der Prüfungee

„ 22 _
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vergleich auf Vertragszahnärzte mit “gleichartiger Praxis im'

gleichen Wirtschaftegebiet“ erstrecken; vgl.° dazu Fretscher, ZM=

1959'S„ 721)°

Haben die Prüfuhgsinstan2en somit bei der Beurteilung der Wirt—

schaftlichkeit der ärztlichen Behandlungsweise
—

außer den Prüf—

richtzahlen — auch die besonderen Verhältnisse der jeweils zu prü—
fenden Praxis zu berücksichtigen, so bedeutet dies nicht, daß sie

für die Aufklärung aller insoweit in_Betracht kommenden "individu—

ellen“ Umstände die alleinige Verantwortung tragen° Wäre dies der

Fall‚ würde die Arbeit der Prüfungsstellen nicht selten so er—

schwert_werden‚ daß sie die ihnen übertragenen Aufgaben_nicht

sachgereoht erfüllen könnten, während andererseits der einzelne

Arzt ohne weiteres imstande wäre, die seine Praxis betreffenden

Besonderheiten darzulegenn Im Schrifttum und in der Rechtsprechung

wird daher9 soweit es sich um die Aufklärung von Umständen handelt‚

die der einzelnen ärztlichen Praxis eigentümlich sind‚ mit Recht

eine Mitwirkungspflicht des Arztes angenommen (-vgl= die Nachweise

bei Kellner‚ ZM= 7959 5° 908 unter Ziffer 9)„ Im Ergebnis läuft

dies darauf hinaus‚ daß die Verantwortung für die Aufklärung der

für die Honorarprüfung maßgebenden Umstände zwischen den Beteilig—

ten — den Prüfungsorganen und dem zu prüfenden Arzt „ geteilt

wird {zur ”Verteilung der Aufklärungslast“ zwischen Finanzamt und
Steuerpflichtigem im Schätzungsverfahren nach @ 2?7 AG vgl° Kühn‚

Reichsabgabenordnung, 4„ Aufl„‚1956‚ S: 261 unter ■re 4); Genügt

hiernach der einzelne Arzt der ihm obliegenden Mitwirkungspflicht
nicht‚ unterläßt er

etéa, Tatsachen vorzutragen, die in seinem

Falle eine Abweichung von den Prüfrichtzahlsn rechtfertigen, so

können die Prüfungsinstanzen in der Regel davon ausgehen5 daß

solche Besonderheiten bei ihm nicht vorliegen.(vglo auch BVerwGa

8 So 59 162’f373 wo in einer Fürsorgesache gesagt wird, die Ver-

waltung habe sich darauf verlassen dürfen, daß ihr der Kläger Jür

eine für ihn erkennbar wichtige-Tatsache wie den Eintritt seiner

nrbeitslcsigkeit mitteilen wurde; sie habe keine Veranlassung ge—

habt5 von sich aus nach einer Änderung des Sachverhalts zu for—

schen)c Wo die Grenze zwischen der Amteermittlungspflicht der
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Verwaltung und der Mitwirkungspflicht des Arztes im einzelnen
verläuft9 mag zuweilen zweifelhaft sein° Grundsätzlich wird der

PA„ als."erste Verwaltungsinstanz” seiner Aufklärungspflicht da—
durch genügen, daß er diejenigen Besonderheiten der Praxis he—

rdoksichtigt, die aus den ihm vorliegenden Ahrechnungsunterlagen

ersichtlich oder ihm sonst bekannt sind (zuBu den Umfang der

Praxisi der wesentlich durch die Zahl der Ahrechnungsfälle bestimmt
wird, und die Schwere der Fälle‘} die häufig aus den Krankenschei—

nen zu
entnehmen sein wird)„ Der Ein wird darüber hinaus auch den

in.Beschwerdeverfahren erhobenen Einwänden des Arztes nachzugehen

und die insoweit in Betracht kommenden Umstände näher aufzuklären

habenu

So wenig hiernach die Anforderungen an die Aufklärungepflicht der

Prüfungeinstanzen übersPannt werden dürfen, so_sehr muß anderer—

seits — angesichts einer vielfach noch recht sorglosen Verwale

tungspraxis — die ?flicht zu einer ausreichenden Begründung der‘
Prüfungshescheide betont werden, Eür den Big ergibt sich dies„

ohne daß es insoweit eines Rückgriffs auf ungeschriebene Grundsätn

ze des Verwaltungsrechts bedarf5 schon aus dem Gesetz selbst (vglo

„
368 n Ahso 4 vorletzter Satz eve in Verh„ mit © 85 ne„ 3 see9

wonach der Widerspruchsheecheid “zu begründen ist”; für die J331"—

satakassanpraxis gelten diese Vorschriften entsprechend}° Im üb—

rigen; d„hn soweit das Gesetz_die Begründung der Prüfungsbeschei—

de nicht ausdrücklich vorschnelht9 wird eine Be3ründungspflicht
_

mit dem Berufungsgericht daraus herzuleiten sein, daß der einzel—

nes.durdh einen belastenden Prufungshescheid betroffene Arzt ein

Recht darauf hat, die Gründe für diese Entscheidung kennenzuler—‘

nen° Anderenfalls wurde er, wie Zander (Ä■= 1959 S= 535) zutref—

fend bemerkt3 nur zu oft das Gefünl einer ungerechten Behandlung

durch die Prüfungsinstanzen haben und schon allein, um die Grün—

de für den Honerarahstrich zu erfahren, "vorsorglich” Einspruch

erheben° Daß dadurch das Einspruchsverfahren seinem eigentlichen

ZWeck entfremdet und die Einspruchsstelle überlastet würde3 bedarf

keiner näheren Ausführung„ Außerdem ist zu beachten‚ daß die Ver—

waltung durch die ?flicht zur Begründung ihrer Prüfungsentschei—‘
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dungen genötigt wird, sich vor Erlaß der Entscheidung Rechenschaft

über alle in Betracht kommenden, für und gegen den Arzt sprechenv

den Umstände zu geben° Die “formale” Begründungepflicht dient da—

mit im Ergebnis auch der materiellen Richtigkeit der Prüfungeent—

scheidungq Reo‚tsprechung und Sohrifttum haben daher immer deut—

licher erkahnt„ daß die Entscheidungen der Prüfungeaueechüeee aue—

reichend begründet sein müssen (vgl„ die zahlreichen Nachweise
"bei Kellner5 ZM„ 1959 S„ 908 unter Ziffer TO)„ Aue ähnlichen Er—

‘Wägungen fordert auch die Rechtsprechung zu @ 287 Z?O‚ daß “zur
Ermöglichung der ?rüfung, ob die Schadeneermittlung auf grundsätz—

lich falschen oder orMi nber unsachlichen Erwägungen beruht und ob

wesentliche, die Enteoh eidung hedingend.e Tatsachen außa Acht ge«

laeeen worden sind, „„„ das Tateachengericht die tatsächlichen

Grundlagen der Schätzung und ihrer Auswertung in den Urteilegiüh—

den derlegen“ muß (BGHZO 6 S: 62; ebenso BGH„ in Rechtsprechung

zum Wiedergutmachungsrecht 7959 so 402 13027‚ S„ 507; vgl° auch

oenz„ ? e„ 317: hei einer Schätzung nach % ee7-zec müßten die Ur—
teilegründe erlcennen lassen5 aus welchen Gründen ein bestimmter

Betrag zu» oder aberkannt eei‚ vgl= ferner Wieczorek; ZPO 5 287

D IV)c Hiernach ist von den ?rüfungeinetanzen auf jeden Fall zu

verlangen9 daß sie bei einer Schätzung des Umfangee der unwirt—

schaftlichen-Behandlungeweiee die Grundlagen dieser Schätzung, d„h

vcr'allem die Prüfrichtz ahlen‚ von denen sie ausgegangen sind5 in

ihren Beecheiden engeben (ähnlich für das steuerliche Schätzunge—

verfahren nach 5 217 AO Kühn a„a„O° SO 265 und die dort genannte-

Rechtsprechung)a

hie weitere, auch zwischen den Beteiligten dieses
Verfahrene

um—

stritt ene Frage‚ in welchem Umfang die Bescheide der Prüfungeinn

_stanzen der Nachprufung der Gerichte unterliegen, ist verschieden

zu beantworten je nach dem, ob in dem angefochtenen Be50heid die_

Notwendigkeit oder Wirteoheftlichkeit einzelner bestimmter ärzte

licher Leietungen feetgestellt oder die zulässigé‘Höhe der Hono—

rariärderung lediglich geschätzt werden ist Im ersten Falle haben

die Gerichte auf Grund des von ihnen feetgeetellten Sachverhalte

zu beurteilen$ ob die Verwaltung die rechtlichen Begriffe der “Not
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wendigkeit und Wirtschaftlichkeit der Behandlung“ zutreffend

ausgelegt und im Hinblick auf die strittigen Behandluhgsmaß—

nahmen‚richtig angewendet hat„ Dabei werden die Gerichte in

der Regel schon auf Grund der Sachkunde ihrer ärztlichen Bei—

sitzer‚ notfalls mit Hilfe von Sachverständigen zu einer ein—

deutigen Entscheidung gelangen können„ Ihre Aufgabe besteht

mithin in diesen Fällen in der vollen Nachprüfung der Tat— und

Rechtsfrage, ohne daß die geribhtliche Entscheidungsbefugnis

insoweit durch einen Beurteilungs— oder Ernessensspielraun der

Verwaltung eingeschränkt wird° Anders verhält es sich jedoch?

wenn die Prüfungsinstanzen zulässigerneise von der Untersuchung

einzelner Behandlungsfälle abgesehen und den Umfang der unnöti■

gen oder unwirtschaftlichen Behandlungstätigkeit nur geschätzt

haben° Auch hier haben die Gerichte zwar in vollen Umfang nach—

zuprt‘ifen9 ob die Verwaltungsetellen bei ihrer Söhätzung von zu—

treffenden rechtlichen.Voraussetzungen,insbesondere Von richti—

gen Begriffen der ”Notwendigkeit und Wirtschaftliohkeit der Be—

handlung" ausgegangen sind° Im übrigen muß den Prüfungsorganen

aber9 wenn das —
niemals völlig objektivierbare — Schätzungsver—

fahren nicht einfach vom Gericht wiederholt werden soll9 ein ge”

wisser Spielraum der Beurteilung (Bathof, JZ„ 1955 S„ 97 £é@7)

oder des “kognitiven Ermessens” (Bender, DVBl„ 1955 S:! 55 £317;}

_Beuß, DVBl° 1955 8° 585) verbleibena Es gilt hier ähnliches wie

etwa für die Benertung der schulischen Eignung oder Leistung

durch ein Lehrerkollegium (BVerwG„ 5 So 155 und DVBl° 1959 8°

745 mit Ann° Wolff) oder der Wohndichte einer Gemeinde durch eine

Wohnungsbehörde (Beerwe„ 6 3° 377 ■ag?)= Bas BVerwG; hat inso—
lweit die Möglichkeit eines “gerichtsfreien Beurteilungsspielraums"

der Verwaltung anerkannt (BVerwG. 5 S„ 1625 vgl° auch Maunz—Dü—

rig9 Grundgesetz, Art° 19 Abs? IV Randnumnerd952)„ Dabei wird

besonders in der in DVBl= 1959 S„ 743 veröffentlichten Entschei—

dung des BVerwGa mit Recht ausgeführt, daß die Verwaltungsgerich—

te die eigentlich pädagogisch-wiesanschaftliche Wertung nur darauf

hin nachprüfen können, ob der Präfera von falschen Tatsachen aus—J.J..
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gegangen sei, allgemein gültige 3ewertungsgrundeätze nicht beach—

tet habe oder sich von sachfremden Erwägungen habe Leiten lassen

(ebenso das vom BVerwG= zitierte Schrifttum)o Zu ähnlichen Ergeb—
nissen gelangt die Rechtsprechung in der Frage, inwieweit tat“

richterliche Schätzungsentscheidungen nach @ 287 Abs, 1 und 2 ZPO

durch das Revisionsgericht nachgeprüft werden können(vgl° Baumbach—

Lauterbach, ZPO 25° Aufl„ @ 287 Anm.= 3 A), Gegen eine sinngemäße

Übertragung dieser Grundsätze auf Honorarprüfungsbescheide be—

stehen keine Bedenken, zumal, wie oben ausgeführt, eine Rechnungs—

prüfung auf Grund von Richtzahlen ihrem Wesen naeh eine Schätzung

derStellt„ Die Sozialgerichte sind somit in diesen Fällen auf die

Prüfung beschränkt, ob die Prüfungsinstanzan die Schätzungsgrund—

lagen richtig festgestellt haben, ob sie alle wesentlichen in Be»

tra0ht kommenden Umstände hinreichend gewürdigt haben und ob die

Schätzung selbst nicht auf falschen oder unsachlichen Erwägungen

beruht° Andererseits ist zu beachten, daß die Prüfungsorgane, wenn

sie sich zur Feststellung des Umfangs der nicht notwendigen oder

der unwirtschaftlichen Behandlung des Mittels der Schätzung ber

dienen, damit kein ”Handlungsermessen“ ausüben; denn diese Schät—

zung stellt keine Entscheidung zwischen mehreren gleichwertigen

Möglichkeiten der, sondern_zielt darauf ab, den wahren Sachver—

halt ”möglichst zutreffend zu
finden“ (so schon'dér Reichsfinanz—

hof, zitiert bei Kühn a„a,0, S, 264 unter Nr, 6a)° Bei einer

Schätzung im Honorarprüfungsrerfahren ist die gerichtliche Nach—

prüfung demnach nicht in gleicher Weise eingeschränkt wie bei der

Nachprüfung von Vernaltungsakten, die auf der Ausübung von Hand—

lungsermessen beruhen (vglu @ 54 Abs, 2 SGG)=

Die Nachprüfung der noch im Streit befangenen Prüfungsbescheide

für das 3, Quartal 1953 muß — entgegen der Ansicht des LSG, —

zur Aufhebung dieser Bescheide führen, soweit darin Abstriche an

Leistungen nach Ziffern 6a und 9b der Gebührenordnung vorgenommen

werden sind, Dabei kann offen bleiben, ob diese ■bstriche der

Sache nach berechtigt sind° Die Bescheide sind schon deswegen

rechtswidrig, weil sie keine ausreichende Begründung enthalten,

Der Hinweis auf die “ungewöhnliche Höhe“ der vom Kläger in Rech—
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nung gestellten Leistungen ist zu unbestimmt; er läßt nicht er—

kennen‚ von welchen Grundlagen (Prüfrichtzehlen) die Prüfunge«

inetenzen bei ihrer Schätzung ausgegangen sind° Ein Bescheid,

der ——wie im vorliegenden Fall -—
einen Honorarebstrich allein

mit der “ungewöhnlichen Höhe“ der vom Kläger abgerechneten Leim

etungen begründet, enthält in Wahrheit keine Begründung und muß

deshalb aufgehoben werden; '

Die Koenenenüech=idung beruht auf @ 193 SGG„
,
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